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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache M.9737 — Ageas Portugal/JMRS/SPSI) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2020/C 131/01) 

Am 8. April 2020 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates (1) entschieden, keine Einwände gegen den oben genannten angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn für 
mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erklären. Der vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar 
und wird in einer um etwaige Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden EU-Websites veröffentlicht: 

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/). Auf dieser 
Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie Unternehmensname, Nummer der Sache, 
Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen werden; 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32020M9737 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum Gemeinschaftsrecht.   

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1. 
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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs (1) 

21. April 2020 

(2020/C 131/02) 

1 Euro =   

Währung Kurs 

USD US-Dollar  1,0837 

JPY Japanischer Yen  116,39 

DKK Dänische Krone  7,4582 

GBP Pfund Sterling  0,88120 

SEK Schwedische Krone  10,9543 

CHF Schweizer Franken  1,0517 

ISK Isländische Krone  157,80 

NOK Norwegische Krone  11,4843 

BGN Bulgarischer Lew  1,9558 

CZK Tschechische Krone  27,447 

HUF Ungarischer Forint  355,02 

PLN Polnischer Zloty  4,5291 

RON Rumänischer Leu  4,8373 

TRY Türkische Lira  7,5658 

AUD Australischer Dollar  1,7266 

Währung Kurs 

CAD Kanadischer Dollar  1,5393 

HKD Hongkong-Dollar  8,3987 

NZD Neuseeländischer Dollar  1,8181 

SGD Singapur-Dollar  1,5510 

KRW Südkoreanischer Won  1 335,34 

ZAR Südafrikanischer Rand  20,5853 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan  7,6888 

HRK Kroatische Kuna  7,5700 

IDR Indonesische Rupiah  17 001,63 

MYR Malaysischer Ringgit  4,7634 

PHP Philippinischer Peso  55,096 

RUB Russischer Rubel  83,2936 

THB Thailändischer Baht  35,269 

BRL Brasilianischer Real  5,7619 

MXN Mexikanischer Peso  26,3957 

INR Indische Rupie  83,3760   

(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs. 
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 25. Februar 2020 

über die Leitlinien für die Verwaltung des Vermögens des gemeinsamen Dotierungsfonds 

(2020/C 131/03) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 über 
die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) 
Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, 
(EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 (1), insbesondere auf Artikel 213 Absatz 5, 

nach Anhörung des Rechnungsführers der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Nutzung von Finanzierungsinstrumenten, Haushaltsgarantien und finanziellem Beistand ermöglicht einen 
wirksamen und effizienten Einsatz der Haushaltsmittel der Union. Daher ist die Dotierung von Garantiefonds 
notwendig, damit bei Bedarf die mögliche Inanspruchnahme eines erheblichen Betrags an Mitteln für Zahlungen 
gedeckt werden kann. 

(2) Gemäß der Verordnung (EU) 2015/1017 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) und der Verordnung (EU) 
2017/1601 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) verwaltet die Kommission die Vermögenswerte des 
Garantiefonds des Europäischen Fonds für strategische Investitionen und des Garantiefonds des Europäischen Fonds 
für nachhaltige Entwicklung. Die Europäische Investitionsbank (EIB) verwaltet die Vermögenswerte des 
Garantiefonds für Maßnahmen im Zusammenhang mit den Außenbeziehungen gemäß der Verordnung 
(EG, Euratom) Nr. 480/2009 des Rates (4). 

(3) Die Kommission schlägt vor, ab dem Zeitpunkt der Anwendung des Mehrjährigen Finanzrahmens für die Zeit nach 
2020 zwei neue umfassende Haushaltsgarantien einzurichten: die InvestEU-Garantie gemäß der teilweisen 
Verständigung der beiden gesetzgebenden Organe auf den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Aufstellung des Programms „InvestEU“ (5) und die Garantie für Außenmaßnahmen in 
einem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des Instruments für 
Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit (NDICI) (6). Nach Artikel 9 
Absatz 1 der teilweisen Verständigung der beiden gesetzgebenden Organe auf den Vorschlag für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Aufstellung des Programms „InvestEU“ können die Dotierungen für 
die InvestEU-Garantie unter anderem durch Beiträge der Mitgliedstaaten bereitgestellt werden. Die Garantie für 
Außenmaßnahmen zur Unterstützung von durch Haushaltsgarantien abgedeckte Maßnahmen, Makrofinanzhilfen 
und Darlehen an Drittländer auf der Grundlage des Beschlusses 77/270/Euratom des Rates (7) sollte auf der 
Grundlage der bestehenden EFSD-Garantie und des Garantiefonds für Maßnahmen im Zusammenhang mit den 
Außenbeziehungen eingerichtet werden. Der Saldo des zum 31. Dezember 2020 im EFSD-Garantiefonds und im 
Garantiefonds für Maßnahmen im Zusammenhang mit den Außenbeziehungen vorhandenen Nettovermögens 
sollte in den gemeinsamen Dotierungsfonds übertragen werden. 

(1) ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1. 
(2) Verordnung (EU) 2015/1017 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2015 über den Europäischen Fonds für 

strategische Investitionen, die europäische Plattform für Investitionsberatung und das europäische Investitionsvorhabenportal sowie 
zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1291/2013 und (EU) Nr. 1316/2013 — der Europäische Fonds für strategische 
Investitionen (ABl. L 169 vom 1.7.2015, S. 1). 

(3) Verordnung (EU) 2017/1601 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. September 2017 zur Einrichtung des Europäischen 
Fonds für nachhaltige Entwicklung (EFSD), der EFSD-Garantie und des EFSD-Garantiefonds (ABl. L 249 vom 27.9.2017, S. 1). 

(4) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 480/2009f des Rates vom 25. Mai 2009 zur Einrichtung eines Garantiefonds für Maßnahmen im 
Zusammenhang mit den Außenbeziehungen (Kodifizierte Fassung) (ABl. L 145 vom 10.6.2009, S. 10). 

(5) Teilweise Verständigung der beiden gesetzgebenden Organe über den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Aufstellung des Programms „InvestEU“ (COM(2018) 439 final vom 6. Juni 2018). 

(6) COM(2018) 460 final vom 14. Juni 2018. 
(7) Beschluss 77/270/Euratom des Rates vom 29. März 1977 zur Ermächtigung der Kommission, im Hinblick auf einen Beitrag für die 

Finanzierung von Kernkraftanlagen Euratom-Anleihen aufzunehmen (ABl. L 88 vom 6.4.1977, S. 9). 
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(4) Die Dotierungen für die Fälle der finanziellen Verbindlichkeiten, die sich aus Finanzierungsinstrumenten, Haushalts­
garantien oder finanziellem Beistand ergeben können, sollten in dem gemeinsamen Dotierungsfonds gehalten 
werden. Gemäß Artikel 211 Absatz 4 und Artikel 212 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 (im 
Folgenden „Haushaltsordnung“) sollten folgende Mittel zu dem gemeinsamen Dotierungsfonds beitragen: Beiträge 
aus dem Gesamthaushaltsplan der Union unter Einhaltung der geltenden Verordnungen, insbesondere der 
Verordnung zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens, und nach Prüfung der Möglichkeiten für 
Umschichtungen; Erträge aus Investitionen der Mittel, die im gemeinsamen Dotierungsfonds gehalten werden; von 
säumigen Schuldnern nach dem in der Garantie- oder Darlehensvereinbarung festgelegten Einziehungsverfahren 
eingezogene Beträge; Einnahmen und sonstige von der Union erhaltene Zahlungen im Einklang mit der Garantie- 
oder Darlehensvereinbarung; gegebenenfalls Geldleistungen der Mitgliedstaaten und von Dritten zu den 
Finanzierungsinstrumenten, Haushaltsgarantien oder Maßnahmen des finanziellen Beistands der Union. 

(5) Die Mittel des gemeinsamen Dotierungsfonds sollten Komponenten zugewiesen werden, die den einzelnen 
beitragenden Instrumenten entsprechen. Die Verwaltung der Mittel der zugrunde liegenden Komponenten als ein 
großer Pool von Vermögenswerten hat mehrere Vorteile. Sie bietet operative Größenvorteile bei der Vermögens­
verwaltung. Sie führt zu weiter reichenden Vorteilen der Diversifizierung der Vermögenswerte und es müssen 
weniger Barmittel und Barmitteläquivalente gemäß der in Artikel 213 der Haushaltsordnung genannten effektiven 
Dotierungsquote gehalten werden. 

(6) Mit den Regeln für die Dotierung und den gemeinsamen Dotierungsfonds sollte ein solider Rahmen für die interne 
Kontrolle geschaffen werden, um die effiziente und wirksame Verwendung der EU-Haushaltsmittel zu erreichen und 
die effiziente Verwaltung und Verteilung der Mittel sicherzustellen. 

(7) Durch die Leitlinien für die Verwaltung der Vermögenswerte des gemeinsamen Dotierungsfonds sollte gewährleistet 
werden, dass die notwendige Liquidität zur vollständigen und umgehenden Deckung aller erforderlichen Abflüsse 
wie den Abruf von Garantien zur Verfügung steht und die Kapitalerhaltung über den Anlagehorizont des Fonds mit 
einem hohen Konfidenzniveau gesichert ist. Die Vermögenswerte sollten vom Finanzverwalter auf der Grundlage 
einer Anlagestrategie verwaltet werden, die in Form einer strategischen Portfoliostrukturierung unter 
Berücksichtigung der Anlageziele und der Risikotoleranz zum Ausdruck kommt. Die Anlagestrategie sollte sich in 
einer strategischen Benchmark (im Folgenden „Benchmark“) niederschlagen. Die Benchmark sollte im Einklang mit 
den bewährten Verfahren der Branche festgelegt werden. 

(8) Eine Abweichung von der Benchmark in Bezug auf die Portfoliostrukturierung und/oder die Risikomerkmale des 
Portfolios sollte innerhalb bestimmter Grenzen zulässig sein, um die erwarteten Renditen zu steigern. Es wird 
jedoch davon ausgegangen, dass signifikante Veränderungen der Marktbedingungen oder andere Faktoren, die das 
Anlageumfeld beeinflussen, zu Abweichungen von den erwarteten Portfoliowerten führen können. 

(9) Die Verwaltung der Vermögenswerte sollte anhand eines Anlageuniversums erfolgen, das eine angemessene Risiko- 
und Renditebilanz und die notwendige Liquidität des Portfolios gewährleistet. Derivate sollten nicht zu spekulativen 
Zwecken verwendet werden. Die Kriterien für die Auswahl von Vermögenswerten sollten den Zielen der 
Kommission im Zusammenhang mit der Stärkung eines nachhaltigen Finanzrahmens und der sozialen 
Gerechtigkeit in vollem Umfang Rechnung tragen. Investitionspraktiken, bei denen ökologische, soziale und 
Governance-bezogene Aspekte (ESG-Faktoren) berücksichtigt werden, insbesondere unter Bezugnahme auf die 
Mitteilung der Kommission über den europäischen Grünen Deal (8)‚ gewinnen zunehmend an Bedeutung, und die 
Kommission sollte in diesem Bereich mit gutem Beispiel vorangehen. 

(10) Gemäß Artikel 212 der Haushaltsordnung und Artikel 213 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Haushaltsordnung sollte der 
Finanzverwalter im Einklang mit Aufsichtsregeln einen Mindestbetrag der Mittel des Fonds in Barmitteln oder 
Barmitteläquivalenten (im Folgenden „Liquiditätspuffer“) bereithalten und sich dabei auf die Vorausschätzungen der 
Zahlungen stützen, die die für die Finanzierungsinstrumente, Haushaltsgarantien oder Maßnahmen des finanziellen 
Beistands zuständigen anweisungsbefugten Dienststellen aufstellen. 

(11) Die Annahme und Umsetzung der Anlagestrategie sollten einer Governance-Struktur unterliegen, die die 
Unabhängigkeit der Risikomanagementfunktion gewährleistet. Notwendig ist eine klare Abgrenzung der 
Funktionen des Finanzverwalters und des Rechnungsführers sowie die der Kommissionsdienststellen, die die 
Finanzierungsinstrumente, Haushaltsgarantien oder Maßnahmen des finanziellen Beistands im Zusammenhang mit 
den verschiedenen Komponenten des gemeinsamen Dotierungsfonds umsetzen, deren Bediensteten die 
entsprechenden dem Anweisungsbefugten übertragenen Aufgaben übertragen wurden (im Folgenden 
„anweisungsbefugte Dienststellen“). 

(8) COM(2019) 640 final vom 11. Dezember 2019. 
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(12) Der Finanzverwalter sollte die Umsetzung der Anlagestrategie gemäß den vom Rechnungsführer festzulegenden 
Regeln und Verfahren, den Aufsichtsregeln und der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung überwachen. Gemäß 
Artikel 213 Absatz 3 der Haushaltsordnung berechnet der Finanzverwalter zudem die effektive Dotierungsquote 
und erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat gemäß Artikel 214 der Haushaltsordnung jährlich Bericht 
über den gemeinsamen Dotierungsfonds. 

(13) Die Kommission hat im Anschluss an die unabhängige Evaluierung nach Artikel 212 der Haushaltsordnung eine 
Mitteilung (9) an das Europäische Parlament und den Rat vorgelegt. In der Mitteilung wird bestätigt, dass die 
Kommission für die Verwaltung des Vermögens des gemeinsamen Dotierungsfonds zuständig sein wird. 

(14) Der Finanzverwalter sollte keine im Rahmen der Haushaltsordnung unvereinbaren Aufgaben wahrnehmen, d. h. 
seine Aufgaben sollten von denen der anweisungsbefugten Dienststellen für die beitragenden Instrumente oder des 
Rechnungsführers getrennt sein. 

(15) Die Generaldirektion Haushalt verfügt über anerkannte Erfahrungen mit der Verwaltung mehrerer Anlageportfolios 
und einen geeigneten Governance-Rahmen und interne Vorschriften, um eine effiziente Verwaltung des Vermögens 
des gemeinsamen Dotierungsfonds zu gewährleisten. Diese Aufgaben wurden bis zum 31. Dezember 2019 von der 
Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen (GD ECFIN) wahrgenommen. Gemäß dem Beschluss der Präsidentin der 
Europäischen Kommission vom 1. Dezember 2019 über die Verteilung der Zuständigkeiten der Mitglieder der 
Kommission (P(2019) 1) siedelt die Direktion L „Treasury und Finanzoperationen“ der GD ECFIN von der GD ECFIN 
in die Generaldirektion Haushalt über, mit Ausnahme des für die Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion 
zuständigen Teams, das in der GD ECFIN verbleibt. Daher ist es notwendig, die Funktion des Finanzverwalters 
innerhalb der Kommission klar abzugrenzen und die Zuständigkeiten und Aufgaben des Finanzverwalters dem 
Generaldirektor für Haushalt zu übertragen. 

(16) Gemäß Artikel 212 Absatz 3 der Haushaltsordnung richtet der Rechnungsführer die Verfahren ein, die im Hinblick 
auf die Einnahme- und Ausgabevorgänge sowie — im Einvernehmen mit dem Finanzverwalter — die Aktiva und 
Passiva im Zusammenhang mit dem gemeinsamen Dotierungsfonds anzuwenden sind. 

(17) Die für die Finanzierungsinstrumente, Haushaltsgarantien oder Maßnahmen des finanziellen Beistands zuständigen 
anweisungsbefugten Dienststellen sollten die in ihre Zuständigkeit fallenden finanziellen Verbindlichkeiten aktiv 
überwachen und den Finanzverwalter jährlich und bei wesentlichen Änderungen unverzüglich über die 
Entwicklungen unterrichten. 

(18) Die Kommission sollte darlegen, wie der Finanzverwalter, der Rechnungsführer und die anweisungsbefugten 
Dienststellen ihre in diesem Beschluss festgelegten Aufgaben und Zuständigkeiten wahrzunehmen haben, und sie 
sollte die Funktionsweise der Lenkungsstruktur für die Verwaltung des gemeinsamen Dotierungsfonds festlegen. In 
einem internen Verwaltungsakt und einer Leistungsvereinbarung zwischen dem Finanzverwalter und den 
anweisungsbefugten Dienststellen sollten weitere Regeln festgelegt werden, die für die Anwendung dieses 
Beschlusses notwendig sind. 

(19) Die Mittel des bestehenden Europäischen Fonds für strategische Investitionen und des Europäischen Fonds für 
nachhaltige Entwicklung, für die es jeweils Garantiefonds gab, sollten in zwei Komponenten des gemeinsamen 
Dotierungsfonds eingegliedert werden. Daher müssen die entsprechenden Leitlinien für die Vermögensverwaltung 
für diese Garantiefonds aufgehoben werden. 

(20) Gemäß Artikel 282 Absatz 3 Buchstabe g der Haushaltsordnung gelten die Bestimmungen zur Einrichtung des 
gemeinsamen Dotierungsfonds ab dem Zeitpunkt der Anwendung des Mehrjährigen Finanzrahmens für die Zeit 
nach 2020. Dieser Beschluss sollte daher ab demselben Zeitpunkt gelten — 

BESCHLIEßT: 

Artikel 1 

Vermögen des gemeinsamen Dotierungsfonds und zu ihm beitragende Instrumente 

1. Gemäß Artikel 211 Absatz 4 und Artikel 212 Absatz 1 der Haushaltsordnung hält der gemeinsame Dotierungsfonds 
insbesondere die Dotierungen der folgenden zu ihm beitragenden Instrumente, die in den Rechtsakten zur Einrichtung der 
folgenden Haushaltsgarantien und Maßnahmen des finanziellen Beistands vorgesehen sind: 

(a) Garantie des Europäischen Fonds für strategische Investitionen; 

(b) Garantie des Europäischen Fonds für nachhaltige Entwicklung und Garantiefonds für Maßnahmen im Zusammenhang 
mit den Außenbeziehungen. 

(9) COM(2020) 130. 
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2. Vorbehaltlich des Inkrafttretens der einschlägigen Bestimmungen vorgeschlagener Rechtsakte, mit denen die 
entsprechenden Haushaltsgarantien, Finanzierungsinstrumente und Maßnahmen des finanziellen Beistands eingerichtet 
werden, werden im gemeinsamen Dotierungsfonds auch die Dotierungen weiterer beitragender Instrumente gehalten. 

3. Unter Berücksichtigung von Artikel 279 Absatz 3 der Haushaltsordnung können darüber hinaus Dotierungen 
zusätzlicher beitragender Instrumente in Barmitteln oder als Titel infrage kommender finanzieller Vermögenswerte auf den 
gemeinsamen Dotierungsfonds übertragen werden, insbesondere: 

(a) bestehende Finanzierungsinstrumente, die ein umfangreiches Portfolio ausstehender Vermögenswerte aufweisen und 
über dasselbe Anlageuniversum wie der gemeinsame Dotierungsfonds gemäß Artikel 8 dieser Verordnung verfügen, 
sofern dies mit Artikel 279 Absatz 3 der Haushaltsordnung im Einklang steht; 

(b) andere politische Instrumente der Kommission, die ein umfangreiches Portfolio ausstehender Vermögenswerte 
erworben haben und über dasselbe Anlageuniversum wie der gemeinsame Dotierungsfonds gemäß Artikel 8 verfügen; 

(c) Mitgliedstaaten, die die Verwaltung eines möglichen Beitrags aus Fonds mit geteilter Mittelverwaltung beantragen, wie 
dies für die Zwecke der Mitgliedstaaten-Komponente des Programms „InvestEU“ vorgesehen ist. 

4. Die Übertragung zusätzlicher Dotierungen auf den gemeinsamen Dotierungsfonds gemäß Absatz 3 wird dem 
Finanzverwalter im Voraus von einer anweisungsbefugten Dienststelle mitgeteilt und mit ihm vereinbart. 

5. Für alle bestehenden Verpflichtungen, die außerhalb des gemeinsamen Dotierungsfonds aufrechterhalten werden, 
gelten gemäß Artikel 279 Absatz 3 der Haushaltsordnung die bereits vereinbarten Leitlinien und Anweisungen für die 
Vermögensverwaltung. 

Artikel 2 

Allgemeines Ziel für die Verwaltung des gemeinsamen Dotierungsfonds 

1. Der gemeinsame Dotierungsfonds wird so verwaltet, dass die notwendige Liquidität zur vollständigen und 
umgehenden Deckung aller erforderlichen Abflüsse und Abrufe von Garantien zur Verfügung steht und die 
Kapitalerhaltung über den Anlagehorizont des Fonds mit einem hohen Konfidenzniveau gesichert ist. 

2. Um das in Absatz 1 festgelegte allgemeine Ziel zu erreichen, verwaltet der Finanzverwalter des gemeinsamen 
Dotierungsfonds die Vermögenswerte gemäß den Aufsichtsregeln und den Grundsätzen der wirtschaftlichen 
Haushaltsführung sowie nach den vom Rechnungsführer der Kommission festgelegten Regeln und Verfahren. 

3. Das Portfolio des gemeinsamen Dotierungsfonds ist so aufgebaut, dass ein hohes Maß an Diversifizierung zwischen 
den infrage kommenden Vermögenskategorien, geografischen Gebieten, Emittenten und Laufzeiten gewährleistet ist, um 
Schwankungen des Portfoliowerts begegnen zu können. 

Artikel 3 

Struktur und Funktionieren des gemeinsamen Dotierungsfonds 

1. Die Mittel des gemeinsamen Dotierungsfonds werden Komponenten zugewiesen, die den einzelnen beitragenden 
Instrumenten nach Artikel 1 entsprechen. 

2. Der Anteil der Komponenten wird als Quote festgelegt, wobei die Beiträge zu und Entnahmen aus dem Vermögen des 
gemeinsamen Dotierungsfonds durch jedes beitragende Instrument berücksichtigt werden. 

3. Etwaige Verbindlichkeiten der zugrunde liegenden beitragenden Instrumenten werden bis zu dem Anteil, der der 
betreffenden Komponente entspricht, durch Inanspruchnahme des Vermögens des gemeinsamen Dotierungsfonds gedeckt. 
Jede darüber hinausgehende Inanspruchnahme darf nur ausnahmsweise und vorübergehend erfolgen und wird vom 
beitragenden Instrument in Höhe des Nominalbetrags zurückgezahlt. 

4. Ist das Vermögen des gemeinsamen Dotierungsfonds, das dem Anteil der betreffenden Komponente entspricht, 
erschöpft, so beantragt die Kommission bei der Haushaltsbehörde die zur Deckung der eingegangenen Verpflichtungen 
erforderlichen Mittel. 

5. In Ausnahmefällen kann die Kommission gemäß Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe g der Haushaltsordnung innerhalb 
ihres Einzelplans eine Mittelübertragung von dem Haushaltsposten einer Haushaltsgarantie auf den Haushaltsposten einer 
anderen Haushaltsgarantie in den außergewöhnlichen Fällen vornehmen, in denen die aus dem gemeinsamen 
Dotierungsfonds für die letztgenannte Garantie bereitgestellten Ressourcen nicht ausreichen, um abgerufene 
Garantiebeträge zu zahlen, und vorausgesetzt der übertragene Betrag wird nach dem Verfahren gemäß Artikel 30 Absatz 1 
Buchstabe g der Haushaltsordnung und Artikel 212 Absatz 4 der Haushaltsordnung anschließend wieder eingesetzt. 
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6. Gemäß Artikel 211 Absatz 7 der Haushaltsordnung erstattet die Kommission der Haushaltsbehörde so rasch wie 
möglich Bericht, wenn der Wert der Anteile einer Komponente unter 50 % der nach Anwendung der effektiven 
Dotierungsquote vorgesehenen Beträge fällt und erneut, wenn dieser Wert unter 30 % dieser vorgesehenen Beträge fällt. 

Artikel 4 

Zahlung im Falle des Abrufs von Garantien 

1. Bei der Zahlung im Falle des Abrufs von Garantien, die den durch den gemeinsamen Dotierungsfonds gedeckten 
Finanzierungsinstrumenten, Haushaltsgarantien und Maßnahmen des finanziellen Beistands entsprechen (im Folgenden 
„Abruf von Garantien“), werden die Rückverfolgbarkeit und buchmäßige Erfassung dieser Überweisungen im Rechnungs­
führungssystem der Kommission gewährleistet. 

2. Abrufe von Garantien und andere einschlägige Zahlungsanträge können im Rahmen der geltenden 
Risikobegrenzungen durch Barmittel und/oder durch den Verkauf von Vermögenswerten des gemeinsamen 
Dotierungsfonds und/oder durch Rückkaufsvereinbarungen gedeckt werden. 

3. Geht ein Abruf von Garantien oder ein einschlägiger Zahlungsantrag eines Durchführungspartners ein oder soll im 
Rahmen des Liquiditätspuffers gemäß Artikel 212 und Artikel 213 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Haushaltsordnung ein 
Mindestbetrag der Mittel in Barmitteln oder Barmitteläquivalenten bei der zentralen Kassenmittelverwaltung der 
Kommission bereitgehalten werden, stellt die für das beitragende Instrument zuständige anweisungsbefugte Dienststelle 
eine Auffüllungsanordnung aus, um den Wert der entsprechenden Haushaltslinie des Liquiditätspuffers wiederherzustellen. 
Auf der Grundlage dieser Auffüllungsanordnungen beantragt die Kassenmittelverwaltung der Kommission die 
Überweisung von Beträgen auf ein eigens für die Bearbeitung dieser Abrufe von Garantien oder Zahlungsanträge 
eingerichtetes Konto, von dem aus sie den anweisungsbefugten Dienststellen zur Verfügung gestellt werden, die sie für 
Zahlungen an die Durchführungspartner verwenden können. 

4. Die anweisungsbefugten Dienststellen übermitteln vorab Informationen über alle Abrufe von Garantien oder 
einschlägigen Zahlungsanträge, sobald diese verfügbar sind, damit der Finanzverwalter die Reaktion auf diese Abrufe von 
Garantien und Zahlungsanträge angemessen vorbereiten kann. Die für die beitragenden Instrumente anweisungsbefugten 
Dienststellen überwachen aktiv die finanziellen Verbindlichkeiten in ihrem Zuständigkeitsbereich, um soweit verfügbar 
Vorausschätzungen der Einnahmen und frühzeitige Informationen über den erwarteten Abruf von Garantien vorzulegen. 

5. Der Jahresbericht über die Funktionsweise des gemeinsamen Dotierungsfonds enthält Informationen über den Abruf 
von Garantien und einschlägige Zahlungsanträge, die durch den gemeinsamen Dotierungsfonds gedeckt werden. 

Artikel 5 

Anlagestrategie 

1. Der Finanzverwalter erarbeitet eine Anlagestrategie, die als Richtschnur für die Verwaltung des Vermögens des 
gemeinsamen Dotierungsfonds dient, um die in Artikel 2 festgelegten Anlageziele zu erreichen. Diese Anlagestrategie wird 
in Form einer strategischen Portfoliostrukturierung zum Ausdruck gebracht, in der die indikativen Zielstrukturierungen in 
Bezug auf die verschiedenen Kategorien infrage kommender finanzieller Vermögenswerte im Portfolio festgelegt werden. 

2. Der Finanzverwalter bringt die strategische Portfoliostrukturierung in Form einer strategischen Benchmark (im 
Folgenden „Benchmark“) zum Ausdruck, an der die Wertentwicklung des gemeinsamen Dotierungsfonds gemessen wird. 

3. Die Anlagestrategie und die Benchmark werden vom Finanzverwalter vorgeschlagen und vom Rechnungsführer nach 
Konsultation und im Benehmen mit den anweisungsbefugten Dienststellen vereinbart. 

4. Die Anlagestrategie und die Benchmark können im Falle einer ordnungsgemäß dokumentierten und begründeten 
Änderung der wirtschaftlichen Bedingungen, einer wesentlichen Änderung des Bedarfs und der Situation der beitragenden 
Instrumente oder einer signifikanten Änderung der Schätzungen der Zu- und Abflüsse geändert werden. Das Verfahren für 
die Änderung der Anlagestrategie ist dasselbe wie für ihre ursprüngliche Annahme. Bei der Festlegung der Anlagestrategie 
werden der Anlagehorizont und die Risikotoleranz des gemeinsamen Dotierungsfonds berücksichtigt. 

5. Der Anlagehorizont des gemeinsamen Dotierungsfonds spiegelt den kombinierten Anlagehorizont der verschiedenen 
beitragenden Instrumente wider, wobei das Zeitprofil der Haushaltsbeiträge und die Schätzungen der Zu- und Abflüsse 
berücksichtigt werden, die von den für die beitragenden Instrumente zuständigen anweisungsbefugten Dienststellen vor 
der Festlegung der ursprünglichen Anlagestrategie und auf jährlicher Basis für die Laufzeit des beitragenden Instruments 
oder falls mit erheblichen Änderungen zu rechnen ist bereitgestellt werden. 
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6. Der Finanzverwalter definiert die Risikotoleranz des gemeinsamen Dotierungsfonds als den Höchstbetrag der Verluste 
aus seinen Vermögensverwaltungstätigkeiten, die der gemeinsame Dotierungsfonds akzeptieren kann. Die Risikotoleranz 
wird anhand von Risikoparametern wie dem Risikopotenzial ausgedrückt, das mit sehr hoher Zuverlässigkeit festgelegt 
wird, sodass die Wahrscheinlichkeit, dass die tatsächlichen Verluste die maximal erwarteten Verluste übersteigen, sehr 
gering ist. 

Artikel 6 

Umsetzung der Anlagestrategie durch den Finanzverwalter 

1. Der Finanzverwalter setzt die Anlagestrategie unter Berücksichtigung der Leitlinien für die Vermögensverwaltung und 
der einschlägigen Vorschriften und Verfahren um. 

2. Der Finanzverwalter überwacht das Funktionieren der in diesem Beschluss festgelegten Verfahren. 

3. Der Finanzverwalter erstattet gemäß Artikel 11 Bericht. 

4. Der Risikomanagementdienst des Finanzverwalters meldet dem Rechnungsführer alle wesentlichen Bedenken im 
Zusammenhang mit der wirtschaftlichen und umsichtigen Verwaltung der Vermögenswerte. 

5. Der Finanzverwalter überwacht die Beschaffung aller relevanten Unterstützungsleistungen (Rechnungsführung, 
Analyse, Handelslösungen), die für die effiziente Umsetzung der Anlagestrategie notwendig sind. 

6. Um die wirksame und effiziente Umsetzung der Anlagestrategie zu gewährleisten, ist der Finanzverwalter befugt, 
bestimmte Funktionen oder Verfahren akkreditierten Dienstleistern zu übertragen, die über alle für die Erbringung der 
zugewiesenen Dienstleistungen erforderlichen Genehmigungen verfügen. Folgende Tätigkeiten können übertragen werden: 

(a) Bewertung und Rechnungsführung für das Vermögen und die Anteile der Komponenten des gemeinsamen 
Dotierungsfonds; 

(b) Hinterlegung, Verwahrung und Verwaltung des Vermögens des gemeinsamen Dotierungsfonds; 

(c) Erstellung, Bewertung und Pflege von Benchmark-Indizes, Marktdaten. 

Artikel 7 

Messung der Wertentwicklung und Bewertung 

1. Der Finanzverwalter ermittelt für den gemeinsamen Dotierungsfonds mindestens einen monatlichen 
Nettoinventarwert (NAV). Alle Transaktionen (Zuflüsse/Abflüsse) werden am Monatsende zum NAV bewertet. 

2. Die gesamten Gewinne oder Verluste aus der Anlage der Vermögenswerte, die im NAV des gemeinsamen 
Dotierungsfonds zum Ausdruck kommen, werden im Verhältnis zum Anteil der Komponenten der jeweiligen 
Finanzierungsinstrumente, Haushaltsgarantien und Maßnahmen des finanziellen Beistands zugewiesen. 

3. Das Portfolio wird unter Zugrundelegung der vom Finanzverwalter vorgeschlagenen und vom Rechnungsführer 
genehmigten Bewertungsmethoden und -verfahren bewertet. Diese Methoden und Verfahren können Marktschlusskurse, 
extern bewertete Preise, auf dem aktiven Markt notierte Preise und, wenn diese nicht zur Verfügung stehen, interne oder 
externe Bewertungsmodelle umfassen. Wurden Vermögenswerte gekauft oder verkauft, so sind die Transaktionspreise zu 
verwenden. 

4. Die Wertentwicklung des Portfolios wird auf der Grundlage des beizulegenden Zeitwerts unter Berücksichtigung der 
Marktpreise der Instrumente bewertet. Die Wertentwicklung des Portfolios wird sowohl auf absoluter Basis als auch im 
Verhältnis zur Benchmark gemäß Artikel 5 ermittelt. 

5. Die direkten Vermögensverwaltungskosten des gemeinsamen Dotierungsfonds werden durch die Vermögenswerte 
des gemeinsamen Dotierungsfonds gedeckt. Diese Vermögensverwaltungskosten umfassen Verwahrungsgebühren, Kosten 
für externe Prüfungen, Handels- und Absicherungskosten, Bankgebühren und Kosten im Zusammenhang mit Wertpapier­
leihgeschäften und anderen nach Artikel 8 infrage kommenden Vorhaben. 

6. Die Kosten der Handelsinfrastruktur, einschließlich der Kosten für Datendienste, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Vermögensverwaltung des gemeinsamen Dotierungsfonds stehen, können vom Vermögen des 
Fonds abgezogen werden. 
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Artikel 8 

Infrage kommendes Anlageuniversum 

1. Der gemeinsame Dotierungsfonds investiert ausschließlich in: 

(a) auf Euro lautende Geldmarktvermögenswerte; 

(b) festverzinsliche Wertpapiere; 

(c) regulierte gemeinsame Anlagen in Fremd- und Eigenkapital. 

2. Der gemeinsame Dotierungsfonds baut durch Anlagen in die folgenden Instrumente oder durch Durchführung 
folgender Transaktionen ein Engagement in diesen Vermögensklassen auf: 

(a) Einlagen; 

(b) Geldmarktinstrumente und Geldmarktfonds, die tägliche Liquidität bieten, im Sinne der Verordnung (EU) 2017/1131 
des Europäischen Parlaments und des Rates (10); 

(c) Schuldtitel wie Anleihen, Schatzwechsel und Schuldverschreibungen sowie verbriefte Instrumente im Einklang mit den 
in der Verordnung (EU) 2017/2402 des Europäischen Parlaments und des Rates (11) festgelegten einfachen, 
transparenten und standardisierten Kriterien (STS-Kriterien); 

(d) bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen im Sinne der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates (12), einschließlich börsengehandelter Fonds, die in Eigenkapitalinstrumente oder Schuldtitel investieren, 
sofern die maximalen Verluste die Anlagebeträge nicht übersteigen können; 

(e) Rückkaufsvereinbarungen gemäß Artikel 212 Absatz 2 der Haushaltsordnung; 

(f) umgekehrte Rückkaufsvereinbarungen; 

(g) Wertpapierleihgeschäfte mit anerkannten Clearingsystemen wie Clearstream und Euroclear oder mit führenden und auf 
diese Art von Transaktionen spezialisierten Finanzinstituten; 

3. Derivate in Form von Termingeschäften (Forwards und Futures) und Swaps werden ausschließlich zum Zwecke einer 
effizienten Portfolioverwaltung und nicht zum Zwecke der Spekulation oder der Stärkung von Positionen verwendet. Die 
Derivate können zur Anpassung der Laufzeit, zur Minderung des Kreditrisikos oder eines anderen relevanten Risikos oder 
für Änderungen der Portfoliostrukturierung im Einklang mit der Anlagepolitik verwendet werden. 

4. Das Vermögen des gemeinsamen Dotierungsfonds kann in auf US-Dollar lautende abgesicherte hochliquide Anleihen 
investiert werden, die von staatlichen und supranationalen Stellen ausschließlich zum Zwecke der Diversifizierung und des 
Engagements in einer anderen Zinsstrukturkurve begeben werden. Etwaige Währungsrisiken werden durch die 
angemessene Nutzung von Swaps oder anderen Instrumenten zur Absicherung gegen Fremdwährungsrisiken abgesichert, 
wie in Absatz 3 dargelegt. 

5. Der Finanzverwalter kann vorbehaltlich der Zustimmung des Rechnungsführers das Spektrum infrage kommender 
Anlagen auf andere Klassen von Vermögenswerten und Anlagegeschäfte ausweiten, die mit der Anlagestrategie und den 
Anlagezielen im Einklang stehen, sowie auf Währungen anderer fortgeschrittener Volkswirtschaften, die von Zeit zu Zeit 
vom Internationalen Währungsfonds notiert werden und für die eine Absicherung des Währungsrisikos gilt. Jede 
Entscheidung, neue Klassen von Vermögenswerten, Anlagegeschäfte oder Währungen fortgeschrittener Volkswirtschaften 
aufzunehmen, ist für jede Klasse von Vermögenswerten, jedes Geschäft oder jede Währung hinreichend dahin gehend zu 
begründen, auf welche Weise die erweiterten Anlagemöglichkeiten die Wertentwicklung des gemeinsamen 
Dotierungsfonds unter dem Aspekt des Verhältnisses von Risiko zu Rendite verbessern werden. Dies umfasst eine 
Bewertung der operativen Leistungsfähigkeit, die zur Unterstützung dieser neuen Anlagemöglichkeiten notwendig ist. 

(10) Verordnung (EU) 2017/1131 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 über Geldmarktfonds (ABl. L 169 vom 
30.6.2017, S. 8). 

(11) Verordnung (EU) 2017/2402 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für Verbriefungen und zur Schaffung eines spezifischen Rahmens für einfache, transparente und standardisierte Verbriefung 
und zur Änderung der Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) 
Nr. 648/2012 (ABl. L 347 vom 28.12.2017, S. 35). 

(12) Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (Neufassung) (ABl. 
L 302 vom 17.11.2009, S. 32). 
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Artikel 9 

Liste der aus ethischen oder moralischen Gründen für Anlagezwecke ausgeschlossenen Tätigkeiten 

1. Der Finanzverwalter legt das Vermögen des gemeinsamen Dotierungsfonds nicht wissentlich in Wertpapiere von 
Unternehmen an, für die mit einer rechtskräftigen Gerichts- oder einer bestandskräftigen Verwaltungsentscheidung 
festgestellt wurde, dass sie Tätigkeiten wahrnehmen, die 

(a) gemäß dem Rechtsrahmen der Union und internationalen Übereinkommen und Abkommen als rechtswidrig oder aus 
ethischen oder moralischen Gründen als verboten gelten; 

(b) im Zusammenhang mit der Entwicklung, der Herstellung und dem Handel von Munition oder Waffen stehen, die nach 
dem anwendbaren Völkerrecht verboten sind. 

2. Das Vermögen des gemeinsamen Dotierungsfonds wird nicht in Wertpapiere von Unternehmen angelegt, die nach 
Kenntnis des Finanzverwalters mehr als 25 % ihrer jährlichen Gesamteinnahmen aus den nachstehend aufgeführten 
Tätigkeiten erwirtschaften: 

(a) Glücksspiel (Tätigkeiten im Zusammenhang mit Herstellung, Bau, Vertrieb, Verarbeitung, Handel oder Software); 

(b) Erzeugnisse und Tätigkeiten, die mit Tabak in Zusammenhang stehen (Herstellung, Vertrieb, Verarbeitung und Handel); 

(c) Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung und entsprechende Infrastrukturen, Dienste und Medien. 

Artikel 10 

Umwelt, Soziales und Governance betreffende Erwägungen 

1. Die Anlagestrategie des gemeinsamen Dotierungsfonds wird gemäß dem politischen Ziel der Union umgesetzt, ein 
nachhaltiges Finanzwesen und soziale Gerechtigkeit im größtmöglichen Umfang zu fördern, der mit dem Erhalt des 
Kapitals des gemeinsamen Dotierungsfonds vereinbar ist. 

2. Die Umsetzung der Anlagepolitik des gemeinsamen Dotierungsfonds erfolgt im Einklang mit allen einschlägigen 
Rechtsvorschriften zur Förderung von Finanzierungsinstrumenten, bei denen ökologische, soziale und Governance- 
bezogene Aspekte (ESG-Faktoren) berücksichtigt werden, und unter Beachtung der einschlägigen Standards, Systeme, 
Kriterien und Verfahren, die im Rechtsrahmen der Union festgelegt sind. 

3. Der Finanzverwalter konsultiert die Expertengruppe der EU für nachhaltiges Finanzwesen oder deren Nachfolger zur 
Umsetzung der ESG-Faktoren im Rahmen der Anlagestrategie für den gemeinsamen Dotierungsfonds. 

4. Der Finanzverwalter überwacht das ESG-Profil des gemeinsamen Dotierungsfonds und erstattet regelmäßig darüber 
Bericht, unter anderem im Rahmen des in Artikel 11 genannten Jahresberichts. 

Artikel 11 

Berichte und Rechnungen des gemeinsamen Dotierungsfonds 

1. Der Jahresbericht nach Artikel 214 Absatz 2 der Haushaltsordnung enthält wesentliche Informationen über die 
allgemeine Portfoliozusammensetzung, die Zahl der Abrufe, die Zahl der Transaktionen und die Wertentwicklung im 
Vergleich zur Benchmark. 

2. Im Jahresbericht werden die gesamte Wertentwicklung des gemeinsamen Dotierungsfonds und alle wichtigen 
Entwicklungen im Zusammenhang mit den Ergebnissen und Tätigkeiten des gemeinsamen Dotierungsfonds im Laufe des 
Jahres dargelegt. 

3. Der Rechnungsführer sorgt für die rechtzeitige Erstellung der Jahresrechnung des Vermögens des gemeinsamen 
Dotierungsfonds und deren Konsolidierung in der Jahresrechnung der Union. 

4. Der Finanzverwalter stellt dem Rechnungsführer auf Anfrage alle Informationen und jedwede Hilfe zur Unterstützung 
der Erfüllung dieses Erfordernisses zur Verfügung. 

5. Der Finanzverwalter erstellt monatliche Risiko- und Wertentwicklungsberichte. 

6. Der Finanzverwalter legt auf Anfrage des Rechnungsführers, des Europäischen Parlaments oder des Rates und des 
Europäischen Rechnungshofs Informationen über die Situation und die Wertentwicklung des gemeinsamen 
Dotierungsfonds vor. 
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Artikel 12 

Aufhebung 

Der Beschluss C(2016) 165 der Kommission (13) und der Beschluss C(2017) 7693 der Kommission (14) werden aufgehoben. 

Artikel 13 

Übertragung von Zuständigkeiten des Finanzverwalters 

Die Kommission überträgt dem Generaldirektor der Generaldirektion Haushalt die Zuständigkeiten und Aufgaben des 
Finanzverwalters, mit Ausnahme der Berichterstattungspflichten gemäß Artikel 214 Absatz 2 der Haushaltsordnung. 

Der Generaldirektor der Generaldirektion Haushalt nimmt diese Zuständigkeiten und Aufgaben laufend wahr und legt dem 
Kollegium der Kommissionsmitglieder alle Empfehlungen und Berichte über die Funktionsweise des gemeinsamen 
Dotierungsfonds vor. 

Artikel 14 

Geltungsbeginn 

Dieser Beschluss gilt ab dem Geltungsbeginn des Mehrjährigen Finanzrahmens für die Zeit nach 2020. 

Brüssel, den 25. Februar 2020  

Für die Kommission 
Johannes HAHN 

Mitglied der Kommission     

(13) Beschluss der Kommission C(2016) 165 vom 21. Januar 2016 zur Billigung der Leitlinien für die Verwaltung der Vermögenswerte des 
Garantiefonds für den Europäischen Fonds für strategische Investitionen. 

(14) Beschluss C(2017) 7693 der Kommission vom 22. November 2017 zur Billigung der Leitlinien für die Verwaltung der 
Vermögenswerte des Garantiefonds für den Europäischen Fonds für nachhaltige Entwicklung und zur Änderung des Beschlusses 
C(2005) 2992 der Kommission über die Ausführung der Finanzoperationen außerhalb des Haushaltsplans der Europäischen 
Gemeinschaft (EG), der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG), der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) in 
Abwicklung und, nach erfolgter Abwicklung, des Vermögens des Forschungsfonds für Kohle und Stahl. 
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Zusammenfassung von Beschlüssen der Europäischen Kommission über Zulassungen für das Inverkehrbringen zur Verwendung und/oder für eine Verwendung 
von Stoffen, die in Anhang XIV der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und 

Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) aufgeführt sind 

(Veröffentlicht gemäß Artikel 64 Absatz 9 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (1)) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2020/C 131/04) 

Beschlüsse zur Erteilung einer Zulassung                                                                 

Nummer des 
Beschlusses  (1) 

Datum des 
Beschlusses Bezeichnung des Stoffs Inhaber der Zulassung Zulassungsnum-

mer Zugelassene Verwendung 

Datum des 
Auslaufens des 

Überprüfungszei-
traums 

Begründung des Beschlusses 

C(2020) 2089 15. April 2020 Zink-Kalium-Chro­
mat 
EG-Nr. 234-329-8, 
CAS-Nr. 11103-86-9 

PPG Industries (UK) Ltd., 
Needham Road, IP14 2AD 
Stowmarket, Suffolk, Verei­
nigtes Königreich 

REACH/20/6/0 Formulierung von Gemi­
schen, die ausschließlich 
für die Verwendung im 
Rahmen von 
REACH/20/6/5 bis 
REACH/20/6/9 bestimmt 
sind 

22. Januar 2026 Gemäß Artikel 60 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 überwiegt der 
sozioökonomische Nutzen der 
Verwendung des Stoffs die Risi­
ken, die sich daraus für die 
menschliche Gesundheit erge­
ben, und es existieren keine ge­
eigneten Alternativstoffe oder 
-technologien. 

Finalin GmbH, Georg-Wil­
helm-Straße 189, 
21107 Hamburg, Deutsch­
land 

REACH/20/6/1 

PPG Europe B.V., Amster­
damseweg 14, 1422 AD Ui­
thoorn, Niederlande 

REACH/20/6/2 

PPG Coatings SA, 7 allée de la 
Plaine, 76700 Gonfreville 
l’Orcher,  Frankreich 

REACH/20/6/3 

Aviall Services Inc., Schilling­
weg 40, 2153 PL Nieuw-Ven­
nep, Noord-Holland, Nieder­
lande 

REACH/20/6/4 

PPG Industries (UK) Ltd., 
Needham Road, IP14 2AD 
Stowmarket, Suffolk, Verei­
nigtes Königreich 

REACH/20/6/5 In Grundierungen und 
Beschichtungen (ein­
schließlich Waschgrund­
ierungen) für den Luft- 
und Raumfahrtsektor, in 

(1) ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1. 
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Nummer des 
Beschlusses  (1) 

Datum des 
Beschlusses Bezeichnung des Stoffs Inhaber der Zulassung Zulassungsnum-

mer Zugelassene Verwendung 

Datum des 
Auslaufens des 

Überprüfungszei-
traums 

Begründung des Beschlusses 

denen eine oder mehrere 
der folgenden wesentli­
chen Funktionen zu er­
füllen sind: Korrosions­
beständigkeit, Haftfestig­
keit der 
Farbe/Kompatibilität mit 
Bindemittelsystemen, 
Schichtdicke, chemische 
Beständigkeit, Tempera­
turbeständigkeit (Wärme­
schockbeständigkeit), 
Verträglichkeit mit den 
Substrat- und Verarbei­
tungstemperaturen 

Finalin GmbH, Georg-Wil­
helm-Straße 189, 
21107 Hamburg, Deutsch­
land 

REACH/20/6/6 

PPG Europe B.V., Amster­
damseweg 14, 1422 AD Ui­
thoorn, Niederlande 

REACH/20/6/7 

PPG Coatings SA, 7 allée de la 
Plaine, 76700 Gonfreville 
l’Orcher,  Frankreich 

REACH/20/6/8 

Aviall Services Inc., Schilling­
weg 40, 2153PL Nieuw-Ven­
nep, Noord-Holland, Nieder­
lande 

REACH/20/6/9 

(1) Der Beschluss kann auf der Website der Europäischen Kommission unter folgender Adresse abgerufen werden: http://ec.europa.eu/growth/sectors/chemicals/reach/about_de.   

D
E

A
m

tsblatt der Europäischen U
nion 

22.4.2020                                                                                                                                         
C 131/13   



Zusammenfassung von Beschlüssen der Europäischen Kommission über Zulassungen für das Inverkehrbringen zur Verwendung und/oder für eine Verwendung 
von Stoffen, die in Anhang XIV der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und 

Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) aufgeführt sind 

(Veröffentlicht gemäß Artikel 64 Absatz 9 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (1)) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2020/C 131/05) 

Beschlüsse zur Erteilung einer Zulassung                                                                 

Nummer des 
Beschlusses  (1) 

Datum des 
Beschlusses Bezeichnung des Stoffs Inhaber der 

Zulassung Zulassungsnummer Zugelassene Verwendung 

Datum des 
Auslaufens des 

Überprüfungszei-
traums 

Begründung des Beschlusses 

C(2020) 2090 15. April 2020 Dichromtris 
(chromat) 
EG-Nr. 246-356-2, 
CAS-Nr. 24613-89-6 

Henkel AG & Co. 
KGaA, Henkel­
straße 67, 40191 
Düsseldorf, Nord­
rhein-Westfalen, 
Deutschland 

REACH/20/1/0 Formulierung von Gemischen, die 
ausschließlich für die Verwen­
dung im Rahmen von 
REACH/20/1/2 und 
REACH/20/1/3 bestimmt sind 

22. Januar 2026 Gemäß Artikel 60 Absatz 4 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1907/2006 über­
wiegt der sozioökonomische Nutzen 
der Verwendung des Stoffs die Risi­
ken, die sich daraus für die mensch­
liche Gesundheit ergeben, und es 
existieren keine geeigneten Alterna­
tivstoffe oder -technologien. 

Henkel Global 
Supply Chain B.V., 
Gustav Mahler­
laan 2970, 1081 
LA Amsterdam, 
Niederlande 

REACH/20/1/1    

Henkel AG & Co. 
KGaA, Henkel­
straße 67, 40191 
Düsseldorf, Nord­
rhein-Westfalen, 
Deutschland 

REACH/20/1/2 Oberflächenbehandl ung von 
Metallen (wie Aluminium, Stahl, 
Zink, Magnesium, Titan, Legie­
rungen), Verbundwerkstoffen 
und Verdichtungen von Anodisa­
tionsschichten für die Luft- und 
Raumfahrtindustrie bei Oberflä­
chenbehandlungsverfahren, in 
denen eine oder mehrere der im 
Anhang aufgeführten wesentli­
chen Funktionen zu erfüllen sind:   

(1) ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1. 
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Nummer des 
Beschlusses  (1) 

Datum des 
Beschlusses Bezeichnung des Stoffs Inhaber der 

Zulassung Zulassungsnummer Zugelassene Verwendung 

Datum des 
Auslaufens des 

Überprüfungszei-
traums 

Begründung des Beschlusses  

Henkel Global 
Supply Chain B.V., 
Gustav Mahler­
laan 2970, 1081 
LA Amsterdam, 
Niederlande 

REACH/20/1/3    

(1) Der Beschluss kann auf der Website der Europäischen Kommission unter folgender Adresse abgerufen werden: http://ec.europa.eu/growth/sectors/chemicals/reach/about_de.   
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Zusammenfassung von Beschlüssen der Europäischen Kommission über Zulassungen für das Inverkehrbringen zur Verwendung und/oder für eine Verwendung 
von Stoffen, die in Anhang XIV der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und 

Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) (1) aufgeführt sind 

(Veröffentlicht gemäß Artikel 64 Absatz 9 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (2)) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2020/C 131/06) 

Beschluss zur teilweisen Erteilung einer Zulassung                                                               

Nummer des 
Beschlusses  (1) 

Datum des 
Beschlusses Bezeichnung des Stoffs Inhaber der Zulassung Zulassungsnum-

mern Zugelassene Verwendungen 
Datum des Auslaufens 

des 
Überprüfungszeitraums 

Begründung des Beschlusses 

C(2020) 1655 19. März 2020 Chromtrioxid,  
EG-Nr. 215-607-8,  
CAS-Nr. 1333-82-0 

HAPOC GmbH & Co 
KG, S.A, In der Neuen 
Welt 8, 87700  
Memmingen, 
Deutschland 

REACH/20/8/0 Verwendung in fester Form und 
in wässeriger Lösung beliebiger 
Zusammensetzung zur  
Veränderung der Eigenschaften 
von Oberflächen aus Messing 
oder Bronze für Produkte der 
Medizintechnik, ausschließlich 
für die endgültige Herstellung 
dieser Oberflächen und die 
transparente Beschichtung der 
Gehäuseinnenseite eines  
Anästhesiemittelverdunsters 
für den weiteren Einbau in  
Anästhesieapparate für  
Krankenhäuser und Kliniken 

21. September 2029 Gemäß Artikel 60 Absatz 4 
der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 überwiegt der 
sozioökonomische Nutzen 
der Verwendung des Stoffs die 
Risiken, die sich aus dieser 
Verwendung für die mensch­
liche Gesundheit ergeben, und 
es sind keine geeigneten Al­
ternativstoffe oder -technolo­
gien verfügbar. 

(1) Der Beschluss kann auf der Website der Europäischen Kommission unter folgender Adresse abgerufen werden: https://ec.europa.eu/growth/sectors/chemicals/reach/about_de   

(1) Mit dieser Fassung wird die im ABl. C 99 vom 26. März 2020 veröffentlichte Zusammenfassung aktualisiert. 
(2) ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1. 
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache M.9780 — BNP Paribas/Bank of Baroda/JV) 

Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2020/C 131/07) 

1. Am 14. April 2020 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 
des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. 

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen: 

— BNP Paribas Asset Management Asia („BNPP AM Asia“, Hongkong), Teil der Gruppe BNP Paribas („BNPP“, Frankreich), 

— BNP Paribas Asset Management India Private Limited („BNPP AMC“, Indien), 

— BNP Paribas Trustee India Private Limited („BNPP TC“, Indien), 

— Bank of Baroda („BOB“, Indien), 

— Baroda Asset Management India Limited („BOB AMC“, Indien), 

— Baroda Trustee India Private Limited („BOB TC“, Indien, bildet zusammen mit BNPP AMC, BOB AMC und BNPP TC das 
Gemeinschaftsunternehmen „JV“, Indien). 

BNPP AM Asia und BOB übernehmen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 4 der Fusionskontroll­
verordnung die gemeinsame Kontrolle über die Gesamtheit des JV. 

Der Zusammenschluss erfolgt durch einen Vertrag oder in sonstiger Weise. 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— BNPP: an der Börse Euronext Paris notierte Bankengruppe mit Sitz in Paris, die in einer Vielzahl von Ländern tätig ist. 
Sie übt drei Basisbanktätigkeiten aus: Privat- und Firmenkundengeschäft, Investmentbanking sowie Vermögens­
verwaltung; BNPP ist in Indien über seine Tochtergesellschaft BNPP AM Asia tätig; 

— BNPP AMC: Vermögensverwaltungstochter von BNPP AM Asia, die Fonds auf Gegenseitigkeit einrichtet und verwaltet 
sowie Portfolioverwaltungsdienstleistungen in Indien erbringt; 

— BNPP TC: Treuhandgesellschaft für die von BNPP AMC verwalteten Fonds auf Gegenseitigkeit; 

— BOB: staatseigene Bank, die hauptsächlich in Indien tätig ist und dort eine Vielzahl von Bankdienstleistungen für 
Einzelpersonen, Kleinstunternehmen sowie für kleine, mittlere und große Unternehmen anbietet; 

— BOB AMC: 100%ige Tochtergesellschaft der Bank of Baroda, die in Indien Vermögensverwaltung betreibt (Einrichtung 
und Verwaltung von Fonds auf Gegenseitigkeit); 

— BOB TC: Treuhandgesellschaft für die von BOB AMC verwalteten Fonds auf Gegenseitigkeit. 

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“). 
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3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusionskon­
trollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor. 

Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes 
Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) infrage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Dabei ist stets 
folgendes Aktenzeichen anzugeben: 

M.9780 — BNP Paribas/Bank of Baroda/JV 

Die Stellungnahmen können der Kommission per E-Mail, Fax oder Post übermittelt werden, wobei folgende 
Kontaktangaben zu verwenden sind: 

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu 

Fax +32 22964301 

Postanschrift: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË   

(2) ABl. C 366 vom 14.12.2013, S. 5. 

DE Amtsblatt der Europäischen Union C 131/18                                                                                                                                         22.4.2020   



Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache M.9794 — Renault/Ferrovial/Car Sharing Mobility Services) 

Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2020/C 131/08) 

1. Am 14. April 2020 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 
des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. 

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen: 

— Renault Mobility as an Industry, kontrolliert von Renault, S.A.S. („Renault“, Frankreich); 

— Ferrovial Mobility, S.L.U., kontrolliert von Ferrovial, S.A. („Ferrovial“, Spanien); 

— Car Sharing Mobility Services, S.L. („Zity Hub“, Spanien), zurzeit kontrolliert von Ferriovial. 

Renault und Ferrovial übernehmen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 4 der Fusionskontroll­
verordnung die gemeinsame Kontrolle über Zity Hub. 

Der Zusammenschluss erfolgt durch Erwerb von Anteilen. 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— Renault: im Automobilsektor tätiges multinationales Unternehmen, das hauptsächlich Personenkraftwagen herstellt 
und vertreibt. Neben seiner in der Herstellung und im Vertrieb von Personenkraftwagen unter den Marken Renault, 
Dacia, Renault Samsung Motors, Alpine und LADA bestehenden Haupttätigkeit verkauft es auch Gebrauchtfahrzeuge, 
Ersatzteile für Renault, Dacia und Renault Samsung Motors sowie Fahrzeuge an andere Hersteller, die sie unter ihren 
eigenen Marken vertreiben (z. B. Fiat, Daimler und GM); 

— Ferrovial: internationaler Konstrukteur und Betreiber von Infrastrukturen sowie Diensteanbieter, der in vier 
Hauptdienstleistungsbereichen (derzeit Gegenstand einer Veräußerung) sowie in den Bereichen mautpflichtige Straßen, 
Bauwesen und Flughäfen tätig ist. Darüber hinaus erstrecken sich die Tätigkeiten des Unternehmens auf den Bau und 
den Betrieb von Wasseraufbereitungs-, -reinigungs- und -entsalzungsanlagen, auf die Verwaltung von mehr als 
400 Kilometern Stromleitungen und auf eine neue Mobilitätseinheit, die Möglichkeiten für neue Formen der Mobilität 
fördern und entwickeln soll; 

— Zity Hub: Unternehmen nach spanischem Recht, das unter der Marke Zity Car-Sharing-Dienste erbringt, zurzeit im 
Stadtgebiet von Madrid (und nach dem Zusammenschluss auch in anderen Städten/Ländern). 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusionskon­
trollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor. 

Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes 
Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) infrage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Dabei ist stets 
folgendes Aktenzeichen anzugeben: 

M.9794 — Renault/Ferrovial/Car Sharing Mobility Services 

Die Stellungnahmen können der Kommission per E-Mail, Fax oder Post übermittelt werden, wobei folgende 
Kontaktangaben zu verwenden sind: 

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu 

Fax +32 22964301 

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“). 
(2) ABl. C 366 vom 14.12.2013, S. 5. 
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Postanschrift: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË   
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache M.9809 — Eni Rewind/CDP Equity/CircularIT JV) 

Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2020/C 131/09) 

1. Am 15. April 2020 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 
des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. 

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen: 

— Eni Rewind S.p.A. („Eni Rewind“), unter der Kontrolle von Eni S.p.A. („ENI“, Italien), 

— CDP Equity S.p.A. („CDP Equity“), unter der Kontrolle von Cassa Depositi e Prestiti S.p.A. („CDP“, Italien), 

Eni Rewind und CDP Equity übernehmen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 4 der Fusionskontroll­
verordnung die gemeinsame Kontrolle über das neu gegründete JV CircularIT S.p.A. („CircularIT“). 

Der Zusammenschluss erfolgt durch Erwerb von Anteilen an dem neu gegründeten Gemeinschaftsunternehmen. 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— Eni Rewind wird vollständig von ENI kontrolliert, einem im Erdöl- und Erdgassektor tätigen Unternehmen, 

— CDP Equity ist eine Holdinggesellschaft von CDP, die langfristig in italienische Unternehmen von großem nationalem 
Interesse investiert. 

— CircularIT ist das neu gegründete Gemeinschaftsunternehmen, das auf dem Markt für die Behandlung ungefährlicher 
Trennabfälle, insbesondere organischer fester Siedlungsabfälle, und bei der Lieferung erneuerbarer Grundstoffe für die 
Herstellung von Kraftstoffen für Kraftfahrzeuge und Bunkeröl für die Schifffahrt tätig sein soll. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusionskon­
trollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor. 

Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes 
Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) infrage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Dabei ist stets 
folgendes Aktenzeichen anzugeben: 

M.9809 — Eni Rewind/CDP Equity/CircularIT JV 

Die Stellungnahmen können der Kommission per E-Mail, Fax oder Post übermittelt werden, wobei folgende 
Kontaktangaben zu verwenden sind: 

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu 

Fax +32 22964301 

Postanschrift: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË   

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“). 
(2) ABl. C 366 vom 14.12.2013, S. 5. 
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache M.9772 — Helvetia/CASER) 

Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2020/C 131/10) 

1. Am 14. April 2020 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 
des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. 

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen: 

— Helvetia Schweizerische Versicherungsgesellschaft AG („Helvetia“, Schweiz), letztlich kontrolliert von der Helvetia 
Holding AG, 

— Caja de Seguros Reunidos, Compañía de Seguros y Reaseguros, S.A („CASER“, Spanien). 

Helvetia übernimmt im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung die Kontrolle über die 
Gesamtheit von CASER. 

Der Zusammenschluss erfolgt durch Erwerb von Anteilen. 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— CASER: Spanische Gruppe mit Schwerpunkt auf dem Versicherungsgeschäft sowie auf der Bereitstellung von 
Gesundheitsdienstleistungen, Zahnkliniken und häuslicher Pflege. 

— Helvetia: allgemeine schweizerische Versicherungsgesellschaft, die auch in bestimmten Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (wie Deutschland, Österreich, Frankreich, Italien und Spanien) tätig ist. Helvetia wird letztlich von 
der Helvetia Holding AG, einer an der Schweizer Börse notierten schweizerischen Gesellschaft, kontrolliert. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusionskon­
trollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor. 

Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes 
Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) infrage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Dabei ist stets 
folgendes Aktenzeichen anzugeben: 

Sache M.9772 — Helvetia/CASER 

Die Stellungnahmen können der Kommission per E-Mail, Fax oder Post übermittelt werden, wobei folgende 
Kontaktangaben zu verwenden sind: 

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu 

Fax +32 22964301 

Postanschrift: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË   

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“). 
(2) ABl. C 366 vom 14.12.2013, S. 5. 
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache M.9489 — Air Canada/Transat) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2020/C 131/11) 

1. Am 15. April 2020 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 
des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. 

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen: 

— Air Canada (Kanada), 

— Transat A.T. Inc. („Transat“, Kanada). 

Air Canada erwirbt im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung die Kontrolle über die 
Gesamtheit von Transat. 

Der Zusammenschluss erfolgt durch Erwerb von Anteilen. 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— Air Canada: globale Fluggesellschaft, die Passagierlinienflüge in Kanada und auf internationaler Ebene anbietet, unter 
anderem auch zwischen Kanada und Europa. Air Canada führt über seine Hauptstreckenflotte sowie über seine 
Tochtergesellschaft Air Canada Rouge Flüge nach Europa durch. 

— Transat: Muttergesellschaft von Air Transat, das Passagierlinienflüge in Kanada und auf internationaler Ebene anbietet, 
unter anderem auch zwischen Kanada und Europa. Transat ist auch als internationale Urlaubsreisegesellschaft tätig, die 
Urlaubsreiseleistungen in Kanada, auf dem amerikanischen Kontinent und in Europa entwickelt und vertreibt. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusionskon­
trollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Dabei ist stets 
folgendes Aktenzeichen anzugeben: 

M.9489 — Air Canada/Transat 

Die Stellungnahmen können der Kommission per E-Mail, Fax oder Post übermittelt werden, wobei folgende 
Kontaktangaben zu verwenden sind: 

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu 

Fax +32 22964301 

Postanschrift: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË   

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“). 
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Veröffentlichung eines Antrags auf Eintragung eines Namens nach Artikel 50 
Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel 

(Amtsblatt der Europäischen Union C 26 vom 27. Januar 2020) 

(2020/C 131/12) 

Auf Seite 8, Punkt 3.2 Absatz 2 Satz 2: 

Anstatt: „Er enthält nach vollständiger Trocknung maximal 30 g Trockenmasse je 100 g Käse und 
mindestens 45 g Fett je 100 g Käse.“ 

muss es heißen: „Er enthält maximal 30 g Trockenmasse je 100 g Käse mit einem Fettgehalt von mindestens 45 g 
in 100 g Trockenmasse.“     
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